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terial solche politisch-operativen Fakten und Zusammenhänge 
zugrunde, die ein sofortiges strafrechtliches Reagieren im 
Interesse der Konspiration und Geheimhaltung und der inneren 
Sicherheit des Ministeriums für Staatssicherheit als ungeeig
net erscheinen lassen, aber dennoch eine zügige Klärung ver
langen, kann der Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicher
heit einer Befragung unterzogen werden.
Die Befragung von Angehörigen erfolgt nicht auf der Grundla
ge des Verfassungsauftrages, sondern auf der Grundlage des 
sich aus der Stellung des Mitarbeiters des Ministeriums für 
Staatssicherheit als Militärperson ergebenden Unterstellungs
verhältnisses sowie innerdienstlichen Befehlen und Weisungen.^ 
Die Befragung von Mitarbeitern des Ministeriums für Staats
sicherheit außerhalb strafverfahrensrechtlicher Bestimmungen 
zur Klärung von Sachverhalten auf der Grundlage der sich aus 
der Stellung des Angehörigen als Militärperson ergebenden Be
fehls- und Disziplinarbefugnissen ist nicht außergewöhnlich 
und widerspricht nicht dem sozialistischen Recht. So ist bei
spielsweise die Befragung von Personen durch staatliche Lei
ter, Mitarbeiter von Kontrollorganen oder andere Befugte, in 
deren Ergebnis disziplinarische, ordnungsrechtliche oder 
strafrechtliche Verantwortlichkeit begründet werden kann, in

Im Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit von 1981 wird 
die Befragung in Abgrenzung zur Befragung Verdächtiger "als 
offizielle Methode zur Gewinnung politisch-operativ bedeut
samer Informationen und zur wirksamen Unterstützung poli
tisch-operativer Maßnahmen" auf der Grundlage des Verfas

sungsauftrages mit ausschließlich politisch-operativer Ziel
stellung definiert. Vgl, Wörterbuch der politisch-operati
ven Arbeit, GVS OHS 001-400/81.
Die im Verfassungsauftrag des MfS durchzuführende Befragung 
setzt im Gegensatz zur Befragung des Mitarbeiters auf der 
Grundlage der innerdienstlichen Bestimmungen des MfS und 
seiner Stellung als Militärperson, Freiwilligkeit voraus.
Die Begründung strafrechtlicher Verantwortlichkeit durch 
die Befragung auf verfassungsrechtlicher Grundlage ist da
her nicht möglich.


